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Armut in den neuen 
Bundesländern?

Eckhard Friller

D er Transformationsprozeß in Ostdeutsch­
land weist genüber den anderen osteu­

ropäischen Ländern eine Reihe von grundle­
genden Unterschieden auf. Zum einen haben 
sich die Umbrüche in wesentlichen gesell­
schaftlichen Bereichen, u.a. in der Wirtschaft, 
dem Gesundheits- und Bildungswesen oder 
dem Rechtswesen, in einem außerordentlich 
kurzen Zeitraum und als gänzliche Neurege­
lungen vollzogen. Andererseits hat die Spezi­
fik der deutschen Wiedervereinigung und 
damit verbunden die Übernahme sozialpoliti­
scher Regelungen zu einer sozialen Abfede­
rung für die Ostdeutschen geführt, um die sie 
vielfach in den anderen osteuropäischen Län­
dern beneidet werden. Trotz dieser sozialen 
Absicherung ist die ostdeutsche Transforma­
tion mit beträchtlichen Risiken für die Wohl­
fahrtsentwicklung einzelner Haushalte ver­
bunden.

Soziale Differenzierungen sind ein unver­
meidbares Resultat des Umbruchs. Nicht alle 
Haushalte haben im Transformationsprozeß 
allein aus ihrer objektiven Lage heraus die 
gleichen Chancen für Wohlfahrtszuwachs. 
Zum einen bestreiten die Haushalte ihren Le­
bensunterhalt aus unterschiedlichen Quellen. 
Die Einkommenssteigerungen vollziehen sich 
über diese Quellen nicht nur in einem unter­
schiedlichen Tempo, sondern sind zudem mit 
ungleicher Sicherheit behaftet. An die Stelle 
von Erwerbseinkommen können durch die 
ungünstige Situation auf dem Arbeitsmarkt 
und die oft in der „DDR-Zeit“ erworbenen 
Ansprüche relativ niedrige Ersatzleistungen 
in Form des Arbeitslosen- oder Vorruhestands­
geldes treten. Zum anderen sind die Haus­
haltsstruktur und die Anzahl der im Haushalt 
zu versorgenden Personen entscheidende 
Faktoren, die eine Realisierung von Wohl­
fahrtspositionen beeinflussen. Ob unter den

dynamischen und tiefgreifenden Umbrüchen 
der Transformation Armut vermieden wer­
den kann, ist in entscheidendem Maße vom 
Netz sozialpolitischer Sicherungen einer Ge­
sellschaft abhängig.

In meinem Beitrag sollen folgende Frage­
stellungen untersucht werden:
• Ist die Transformation in Ostdeutsch­

land mit einem nennenswerten Anstieg 
der Armut verbunden?

• Unterscheiden sich die Muster von Ar­
mutsprozessen in Ostdeutschland von 
denen in Westdeutschland? Welche 
spezifischen, im Haushaltskontext ste­
henden Faktoren beschränken Armuts­
prozesse in den neuen Bundesländern 
und welche fördern sie?

• Welche Gruppen sind von Armut ge­
genwärtig betroffen und welche sind 
armutsgefährdet?

Armut im Rahmen der ostdeutschen Transfor­
mation zu betrachten, erfordert eine Ausein­
andersetzung mit dem Armutsbegriff. Die 
Forschung beschäftigt sich mit Armut nur als 
relativem, über Konventionen definiertem 
Konzept. Armutsgrenzen werden berechnet 
bzw. definiert. Besonders internationale Ver­
gleiche haben gezeigt, daß es nicht ausreicht, 
Einkommensarmut zu untersuchen. Unzurei­
chende Versorgungslagen in weiteren zentra­
len Lebensbereichen, wie die Konsumtion, 
Haushaltsausstattung, das Ausmaß von Ver­
schuldung, Bildung, berufliche Qualifikation, 
Beschäftigung, Arbeitsbedingungen, Wohnen 
und Gesundheit sind als wesentliche Dimen­
sionen in Armutsanalysen einzubeziehen.

Für die retrospektive Analyse von Armut 
in den ehemaligen „sozialistischen“ Ländern 
in Osteuropa erscheint eine Lebenslagedefi­
nition besonders geeignet. Verteilungsprozes­
se und Veränderungen der Lebenslage wur­
den in der Planwirtschaft und in einer auf die 
Gewährleistung von Mindestsicherungen aus­
gerichteten Gesellschaftspolitik nur zu einem 
Teil über verfügbare ökonomische Res­
sourcen in Form von Einkommen und Ver­
mögen reguliert. Einen gleichberechtigten 
Stellenwert hatten Versorgungs- und Ausstat­
tungsniveaus im Bereich Wohnen, Geldaus­
gabenstrukturen und der Verbrauch von Gü­
tern des Lebensunterhalts.

Für die Betrachtung von Armutsprozes­
sen in der Transformation ist der Lebenslage­
ansatz durch die Verstärkung des Stellenwer-

Einkommensverhältnisse
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tes verfügbarer ökonomischer Ressourcen 
nicht mehr in diesem Maße priorisiert. Gleich­
zeitig darf nicht außer acht bleiben, daß dieses 
Konzept bei den dramatischen Zuständen in 
einigen osteuropäischen Ländern mit ihren 
enormen Lohn- und Preissteigerungen, der 
Inflation und bei nicht ausreichender Versor­
gung des Marktes mit lebensnotwendigen 
Produkten nur begrenzte Aussagekraft hat. 
Unter Bedingungen, bei denen ein immer 
größerer Anteil der Einkommen für Lebens­
mittel aufgewendet werden muß, in manchen 
Fällen bereits 70 bis 80 Prozent, sind auch 
künftig verstärkt methodische Konsequenzen 
für die Armutsbetrachtung unvermeidlich.

Haushalt und Armut

Private Haushalte haben im Vergleich zu an­
deren Instanzen der Wohlfahrtsproduktion 
(Märkte/Unternehmen, Staat, Assoziationen) 
die besondere Funktion, daß sie die Produkte 
anderer gesellschaftlicher Institutionen und 
Prozesse im Rahmen des Haushaltsführungs­
stils selektiv aufnehmen, weiterverwenden 
und in Wohlfahrtserträge (Haushaltsproduk­
tion) umwandeln. Die Wohlfahrtsleistungen, 
die letzten Endes das Individuum erhält und 
nutzen kann, sind in einem erheblichen Maße 
durch den eigenen Haushalt hergestellt, gefil­
tert oder geformt (vgl. Glatzer 1990, S. 17).

Bedeutende Vermittlungsfunktionen er­
füllt der Haushalt ebenfalls bei Betroffenheit 
von Armut bzw. bei Verarmungsprozessen. 
Einkommensverluste und unzureichendes 
Einkommen führen im allgemeinen bei allen 
Mitgliedern eines Haushalts zu Beeinträchti­
gungen und Konsequenzen. Armut selbst stellt 
für den Haushalt eine ernsthafte ökonomi­
sche Überbelastung oder Überforderung dar. 
Sie ist eine negative Bilanz zwischen den ver­
fügbaren Einnahmen des Haushalts bzw. sei­
nem vorhandenen wirtschaftlichen Potential 
und seinen erforderlichen Mindestausgaben. 
Die Folge ist eine Unterschreitung von Min­
destniveaus in bestimmten Lebensbereichen 
bei einzelnen oder allen Haushaltsmitgliedern. 
Haushaltsgröße und -Struktur haben auf Ar­
mut bzw. Verarmungsprozesse wesendichen 
Einfluß. Nicht zuletzt deshalb erfolgt eine Be­

messung von Leistungen des Wohlfahrtsstaa­
tes zur Behebung von Armut über den Haus­
haltskontext.

Zur Spezifik ostdeutscher Haushalte

Der Stellenwert, die Rolle und die Funktion 
des Haushalts haben sich in Ostdeutschland 
durch die Transformation verändert. Die ho­
hen Sozialausgaben der DDR, die allgemein 
einen Fürsorgestaat vermuten ließen, konzen­
trierten die angestrebte soziale Sicherheit vor 
allem auf jene Haushalte, die einen engen 
Bezug zur Erwerbstätigkeit hatten. Unter die­
sem Gesichtspunkt wurde zugleich eine fami­
lienzentrierte Sozialpolitik praktiziert. Sie führ­
te u.a. zu einem niedrigen Heiratsalter, einer 
hohen Frauenerwerbstätigkeit, einer großen 
Anzahl junger Ehen und einem geringen An­
teil junger Single-Haushalte. Gleichzeitig hat­
ten die auffallend hohen Scheidungsraten ei­
nen überproportionalen Anteil von alleiner­
ziehenden Frauen zur Folge.

Die in den vergangenen Jahren entstan­
denen Haushaltsstrukturen determinieren in 
gewisserWeise die gegenwärtigen Handlungs­
bedingungen und Gestaltungsmöglichkeiten 
der ostdeutschen Haushalte. Die Mobilität ei­
nes Haushalts mit zwei Erwerbstätigen und 
kleinen Kindern läßt sich beispielsweise un­
ter den neuen Bedingungen und dem An­
spruch, daß beide Elternteile weiter erwerbs­
tätig sein wollen oder müssen, schwerer reali­
sieren als die Mobilität jener Haushalte, in 
denen noch keine Kinder vorhanden sind 
oder eine Person die Betreuung der Kinder 
übernommen hat und bei denen ein Erwerbs­
einkommen als Haushaltseinkommen aus­
reicht. Einige Strukturdaten der Haushalte in 
Ost- und Westdeutschland sind der Tabelle 1 
zu entnehmen.

Auffällig ist der im Vergleich zu West­
deutschland noch immer geringere Anteil der 
Single-Haushalte in Ostdeutschland, der vor 
allem auf einen niedrigeren Anteil von Singles 
unter 25 Jahren zurückzuführen ist. Über dem 
westdeutschen Niveau liegen die Anteile bei 
den Geschiedenen und alleinerziehenden 
Frauen.
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Die seit 1990 beträchtlich rückläufige Ge­
burtenrate hat bereits zu dem Effekt geführt, 
daß der Anteil von Haushalten mit Kindern 
unter 3 Jahren in Ostdeutschland stark zu­
rückgegangen ist.

Indikatoren zur Messung von Armut

Im folgenden sind einige Aspekte der Armuts­
entwicklung in Ostdeutschland anhand eini­
ger ausgewählter Indikatoren zu erörtern. Zur 
Betrachtung von Armutsprozessen im ostdeut­
schen Transformationsprozeß ist die retro­
spektive Analyse von DDR-Haushalten ein 
wichtiger Ausgangspunkt. Von besonderem 
Interesse sind gleichzeitig Analysen zu den 
weiterenTendenzen. Erste Ergebnisse zur Be­
antwortung der aufgeworfenen Fragen sollen 
anhand folgender Aspekte vorgestellt wer­
den: Sozialhilfe, Einkommensarmut, Ausga­
benstrukturen, Sorgen armutsgefährdeter 
Gruppen.

Sozialhilfe

Die Position der Sozialfürsorge bzw. Sozialhil­
fe als Indikator für Armut ist umstritten. Einer­
seits wird anerkannt, daß es sich dabei nur um 
eine Mindestversorgung handelt und die 
Empfänger von Sozialhilfe zu den Armen ge­
hören. Andererseits wird der Aspekt der Min­
destsicherung und behobenen Armut hervor­
gehoben. Unabhängig davon, ob Sozialhilfe­
empfänger über oder unter der Armutsgren­
ze liegen, erscheint für die Gruppe der Bezie­
her dieser Leistungen eine Armutsgefährdung 
unverkennbar zu bestehen.

Die Sozialfürsorge in der DDR, eine der 
Sozialhilfe vergleichbare Zuwendung, umfaß­
te staatliche Maßnahmen zur Unterstützung, 
Betreuung und Pflege von wirtschaftlich oder 
gesundheitlich hilfebedürftigen Menschen. 
Anspruchsberechtigung bestand, wenn der 
Lebensunterhalt nicht durch Einkommen aus 
Arbeitstätigkeit zu bestreiten war, keine son­
stigen ausreichenden Einkommen oder Ver­
mögen zur Verfügung standen und wenn kei­
ne Versorgung durch unterhaltspflichtige 
Angehörige erfolgte. Hinsichtlich dieser Kri­
terien unterschied sie sich nicht wesentlich

von der Sozialhilfe in der Bundesrepublik. Sie 
wurde allerdings unter sozialpolitischem Ge­
sichtspunkt durch die Gewährleistung von 
Mindestrenten und Mindestlöhnen ergänzt. 
Laufende Sozialfürsorgeunterstützung erhiel­
ten vergleichsweise nur wenige Personen mit 
einerbis 1989 deutlich rückläufigenTendenz. 
Der Anteil der Rentner, besonders der weibli­
chen Rentner an den Sozialfürsorgeempfän­
gern war relativ hoch, während der Anteil von 
Kindern und Jugendlichen nur einen gerin­
gen Umfang hatte.

Seit 1990 ist ein schnelles Wachstum der 
Sozialhilfeempfänger in Ostdeutschland fest­
zustellen. Im 2. Halbjahr 1990 erhielten 134 
403 Personen Sozialhilfe. Das entspricht ei­
nem Anteil an der Bevölkerung von weniger 
als einem Prozent. In den westlichen Bundes­
ländern lag der Anteil zum Vergleich 1989 um 
das Siebenfache höher. Dieses Niveau wurde 
in den neuen Bundesländern auch Ende 1991 
noch nicht erreicht, obwohl die Anzahl der 
Sozialhilfeempfänger gegenüber Ende 1990 
nochmals um ca. 250 Prozent anstieg.

Es fällt auf, daß die oberen Altersgruppen 
unter den Empfängern bisher kaum vertreten 
sind. Der Anteil von Personen über 60 Jahre 
an den Sozialhilfeempfängern liegt lediglich 
bei 5 Prozent. Das ist vor allem die Folge der 
Einführung eines Sozialzuschlages für Ren­
tenempfänger, der als Auffüllbetrag bei nied­
rigen Renten ein gewisses Mindesteinkom­
men sichert. Sprunghaft angestiegen ist die 
Anzahl der Kinder und Jugendlichen unter 
den Sozialhilfeempfängern. Der Anteil der bis 
unter 15jährigen beträgt ein Drittel der Sozial­
hilfeempfänger und ist deutlich höher als in 
Westdeutschland. Die Betrachtung nach Haus­
haltstypen weist Ehepaare mit Kindern und 
Alleinerziehende ebenfalls mit einem höhe­
ren Anteil an den Sozialhilfeempfängern aus 
als in den alten Bundesländern. In den neuen 
Bundesländern wird als Hauptursache für den 
Bezug von Sozialhilfe Arbeitslosigkeit ange­
geben. In Westdeutschland trifft dieser Grund 
auf weniger als die Hälfte der Fälle im Ver­
gleich zu jenen in Ostdeutschland zu.

Einkommensarm ut

Zur Analyse von Einkommensarmut vor 1989 
steht nur eine begrenzte Datenbasis zur Ver­
fügung. Es liegen keine Angaben für die Ge­
samtbevölkerung, sondern nur für einzelne 
Gruppen vor, für die zumeist der Haushalts­

Einkommensverhältnisse
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kontext fehlt oder unvollständig ist. Der Ein­
satz einer Äquivalenzgewichtung ist aus die­
sem Grunde nicht möglich. Deshalb wird ver­
sucht, auf Pro-Kopf-Einkommen in Erwerbs­
tätigenhaushalten auszu weichen. Für die Zeit 
nach 1989 kann auf Daten des Sozio-ökono- 
mischen Panels zurückgegriffen werden (vgl. 
Abb. 1).

Die Betrachtung von Einkommensarmut 
zeigt, daß bei Zugrundelegung einer Armuts­
grenze von 50 Prozent des durchschni ttlichen 
Pro-Kopf-Einkommens in der DDR Armut 
zwischen 3 bis 5 Prozent in Erwerbstätigen­
haushalten vorgekommen ist. Diese Anteile 
variieren bei einer Bemessungsgrenze von 60 
Prozent - sie wird in der Regel als relative 
Armut bezeichnet - nur in geringem Maße.

Für 1990/91 veränderte sich der Anteil 
der unter diesen Armutsgrenzen lebenden 
erwerbstätigen Personen nur unwesentlich, 
lediglich bei der relativen Armut ist ein leich­
ter Anstieg zu konstatieren. Für den Zeitraum 
nach 1989 können u.a. durch die Datenbasis 
des Sozio-ökonomischen Panels Berechnun­
gen nach den Kriterien der Äquivalenzgewich­
tung vorgenommen werden (vgl. Habich/ 
Krause 1992, S. 492). Auch bei einer Verwen­
dung der 50 Prozent-Armutsschwelle zeigen 
sich bei unterschiedlichen Haushaltstypen 
1990 und 1991 nur geringe Veränderungen 
(vgl. Tabelle 2).

Die stärkste Betroffenheit von Armut fin­
det sich bei den Gruppen der Alleinerziehen­
den und bei Haushalten mit mehr als 5 Perso­
nen. Nicht verwunderlich ist es, daß sich da­
mit gewisse strukturelle Effekte aus der „DDR- 
Zeit“ fortsetzen bzw. verstärken. Interessant 
dürfte in diesem Zusammenhang zugleich die 
Aussage sein, daß ein erheblicher Anteil der 
Haushalte, der 1990von Armut betroffen war, 
diesen Status 1991 wieder verlassen hat. Ent­
gegen weit verbreiteten Meinungen, die ei­
nen stärken Anstieg von Armut in Ostdeutsch­
land vermuteten, sind außerdem in Relation 
zu den Abgängen aus Armutslagen insgesamt 
nur leicht erhöhte Zugänge in Armutslagen 
feststellbar.

Ausgabenstruktur in armutsgefährdeten 
Haushaltstypen

Eine Betrachtung der ausgabefähigen Einkom­
men und Einnahmen nach dem Umfang und 
der Verwendungsstruktur weist darauf hin, 
daß in der DDR vor allem 1-Personen-Rent-

nerhaushalte, Familien mit drei und mehr Kin­
dern und Alleinerziehende zu armutsgefähr­
deten Haushaltslagen zu rechnen waren. Ihr 
Pro-Kopf-Einkommen war ebenso wie das der 
4-Personen-Haushalte von Mitgliedern Land­
wirtschaftlicher Produktionsgenossenschaf­
ten unterdurchschnittlich. Bei 1-Personen- 
Rentnerhaushalten reichte das gesamte Ein­
kommen lediglich für den unmittelbaren Ver­
brauch. Für Ersparnisse, die ansonsten gene­
rell für alle Haushaitstypen in der DDR charak­
teristisch waren und in engem Zusammen­
hang mit der schlechten Versorgungslage stan­
den, blieb ausgabenseitig kein Geld übrig (vgl. 
Abb. 2).

Die Differenzen zwischen den einzelnen 
Haushaltstypen verstärkten sich noch im Ver­
lauf der 80er Jahre. Die Einkommens- und 
Ausgabenstrukturen im zweiten Halbjahr 1991 
verweisen bei den 1-Personen-Rentnerhaus- 
halten auf eine überdurchschnittliche Pro- 
Kopf-Einkommensentwicklung. Gleichzeitig 
sind hohe Steigerungen der Ausgabenstruk­
turen im Wohnbereich (Mieten, Energie, Hei­
zung) in allen Gruppen, aber besonders stark 
bei den 1-Personen-Rentnerhaushalten zu 
konstatieren. Dennoch sind die Rentnerhaus­
halte gegenwärtig nicht akut armutsgefähr­
det. Das zeigt sich unter anderem in den Zu­
wächsen bei den vermögensseitigen Rückla­
gen. Im Gegensatz zu den betrachteten Zeit­
räumen in den 80er Jahren wird in allen unter­
suchten Haushaltstypen etwa in gleichem 
Umfang pro Kopf gespart.

Subjektive Reñexion von Armutsgefährdung

Für die Armutsentwicklung sind allerdings 
nicht nur die objektiven Daten interessant, 
sondern zugleich, inwiefern bestimmte Ten­
denzen über subjektive Reflexionen wahrge­
nommen werden. Eine Betrachtung von Sor­
gen in armutsgefährdeten Gruppen reflek­
tiert Unterschiede, die weitgehend den bishe­
rigen Feststellungen auf der Grundlage objek­
tiver Daten entsprechen (vgl. Abb. 3).

Am stärksten sind die Sorgen zur eigenen 
wirtschaftlichen Situation bei Arbeitslosen und 
Alleinerziehenden. In diesen Gruppen wird 
das ansonsten typische ostdeutsche Wertungs­
muster durchbrochen, daß man sich über die 
„allgemeine wirtschaftliche Situation“ mehr 
Sorgen macht als über die „eigene wirtschaft­
liche Situation“. Außergewöhnlich ist in die­
sem Zusammenhang, daß Personen im Vorru­
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hestand, eine Gruppe, die mehr unfreiwillig 
aus der Erwerbstätigkeit verdrängt wurde, sich 
bei Sorgen um die eigene wirtschafüiche Si­
tuation nicht von der Gesamtpopulation un­
terscheiden. Geringere Sorgen machen sich 
die Rentner. Deutlich unter dem Durchschnitt 
liegen die Werte zu den Sorgen bei den Rent­
nern insgesamt, und ebenfalls in 1-Personen- 
Rentnerhaushalten sind niedrigere Werte vor­
handen.

Zur Armutsentwicklung in Ostdeutschland

Die hier und an anderer Stelle vorgenomme­
nen Analysen gestatten folgende Schlußfolge­
rungen betreffs der eingangs gestellten Fra­
gen:

Armut in der DDR

Absolute Armut war in der DDR seit etwa 
Ende der 50er Jahre u.a. durch die Einführung 
des Mindestbruttolohns und von Mindestren­
ten sowie durch eine Subventionspolitik für 
Waren des Grundbedarfs beseitigt (vgl. Manz 
1992). Von einer Sicherung des Existenzmini­
mums in Form von heizbarem, möbliertem 
Wohnraum mittlerer Größe, ausreichender 
Ernährung, Mindestversorgung im Gesund­
heitsschutz, Teilnahme am kulturellen Leben 
und Bildungsmöglichkeiten kann nach vor­
genommenen Analysen für alle Bevölkerungs­
gruppen ausgegangen werden. Gleichzeitig 
wurde in vielen der untersuchten Bereiche 
nur ein niedriges Versorgungsniveau erreicht. 
Deutliche Nachteile in der Einkommenshöhe 
hatten nicht im Arbeitsprozeß stehende Grup­
pen bzw. jene Haushalte, in denen keine oder 
nur eine Person über ein Erwerbseinkommen 
verfügte. Das betrifft besonders die Gruppe 
der Rentner (hiervor allem die Ein-Personen- 
Haushalte) und die Alleinerziehenden. Frau­
en waren in diesen Gruppen überproportio­
nal vertreten. Die Ursachen liegen u.a. in den 
durchschnittlich niedrigen Löhnen bei Frau­
en, die sich auch in einem geringeren Renten­
anspruch niederschlugen. Generell kann für 
die 80er Jahre festgehalten werden, daß es zu 
Armutstendenzen in geringem Umfang in 
bestimmten Gruppen gekommen ist. Diese

kumulierten jedoch nicht über einzelne Be­
reiche und blieben deshalb begrenzt.

Transformation und Armut

Im Transformationsprozeß ist Armut gegen­
wärtig noch kein gravierendes Problem in 
den neuen Bundesländern. Diese Feststellung 
basiert allerdings auf Berechnungen, die Ost­
deutschland noch als eine gesonderte Einheit 
betrachten. Die Ursachen für die geringen 
Armutstendenzen liegen in verschiedenen 
Faktoren begründet: Zum einen bestand ein 
geringes Ausgangsniveau sozialer Differen­
zierung bei einem recht guten Niveau in vie­
len Versorgungslagen zentraler Lebensberei­
che. Solche waren beispielsweise Wohnen, 
Arbeit, berufliche Ausbildung. Zürn anderen 
wirken durch die Übernahme der Sozialge­
setzgebung der alten Bundesrepublik und die 
Fixierung von Sonderregelungen für Ost­
deutschland spezifische sozialpolitische Maß­
nahmen, die eine Mindestsicherung für ar­
mutsgefährdete Gruppen gewährleisten. Die 
geringe Differenzierung im sozialen Bereich, 
die für die DDR charakteristisch war, wirkt 
noch nach und ist nicht mit einem Schlag 
verschwunden. Im Gegenteil, es bestehen eine 
Reihe von Faktoren, die breite Ansprüche an 
die Versorgungssysteme des Arbeitsmarktes 
(Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe) und an 
die Versorgung über Sozialleistungen (Ren­
ten) gewährleisten. Dazu gehören besonders 
die hohe Erwerbstätigenrate bei den Frauen 
und ihre langjährige Erwerbstätigkeit. Die An­
spruchsberechtigungen begrenzen, wenn sie 
in der Regel auch nicht sehr hoch sind, zur Zeit 
das Ausmaß der erwarteten sozialen Einbrü­
che und haben bisher die Gefahr von Armut in 
größerem Umfang abgeschwächt. Hinzu kom­
men die Wirkungen spezieller Maßnahmen 
und Regelungen, die Armutstendenzen ent­
gegenwirken.

Auf dem Arbeitsmarkt sind in diesem Zu­
sammenhang die Kurzarbeiterregelung, Ar­
beitsbeschaffungsmaßnahmen, Vorruhe­
standsregelungen, Umschulungen und Maß­
nahmen der Weiterbildung zu nennen. Sie 
gewährleisten einen weiteren Bezug von Er­
werbseinkommen oder von vergleichbaren 
Ersatzleistungen und mildern zur Zeit die Fol­
gen des Beschäftigungseinbruchs. Einen be­
sonderen Stellenwert haben die Regelungen 
des Sozialzuschlages für Rentenbezieher und 
für das Arbeitslosengeld. Bei der Wohngeld-
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* berechnung schlagen Sonderregelungen, be­
sonders die Einbeziehung der Heizkosten, für 
einkommensschwache Haushalte ausgaben­
dämpfend zu Buche.

Armutspotentiale

Da Entstehung von Armut in der Regel nur als 
längerfristiger Prozeß zu verstehen und zu 
fassen ist, erhält die Betrachtung von Armuts­
potentialen und -gefahren in den neuen Bun­
desländern besonderes Gewicht. Unter den 
gegenwärtigen Bedingungen lassen sich vor 
allem folgende Faktoren und Gruppen in 
Ostdeutschland ausmachen:

Die aktuellen Beschäftigungsrisiken mit 
ihrer beginnenden Langzeitwirkung bergen 
gegenwärtig die größte Gefahr. Ausreichen­
de versicherungsrechtliche Leistungsansprü­
che, die im Risikofall wirksam werden, kön­
nen von einem größeren Teil der Bevölke­
rung zur Zeit nicht erworben werden. Bereits 
jetzt sind die Erwerbseinkommen als Berech­
nungsgrundlage für Lohnersatzleistungen re­
lativ niedrig, so daß eine Einkommenssen­
kung bei Arbeitslosigkeit zur Armutsgefähr­
dung führen kann. Das trifft besonders für 
jene Mehr-Personen-Haushalte zu, in denen 
der alleinige Erwerbstätige arbeitslos ist bzw. 
wird oder in denen dies für beide Erwerbstä­
tige zutrifft.

Armutsgefährdet sind auch jene Gruppen, 
die durch die ungünstige Lage auf dem Ar­
beitsmarkt gar nicht erst in das Erwerbsleben 
einsteigen können.

Ein größerer Personenkreis, u.a. etwa 800 
000 in den Vorruhestand Ausgeschiedene, 
kann seine bis dahin aus „DDR-Zeiten“ beste­
henden geringen Leistungsansprüche im Rah­
men der Erwerbstätigkeit nicht erhöhen.

Kritisch ist ebenfalls die Situation für Mehr- 
Personen-Haushalte, in denen nur ein Erwerbs­
einkommen realisiert werden kann. Das be­
trifft besonders die Haushalte von Alleinerzie­
henden.

Armutserscheinungen können außerdem 
für Behinderte und pflegebedürftige alte Men­
schen entstehen, die sich in besonderen so­
zialen Problemlagen befinden und auf Hilfe 
und Unterstützung durch ein intaktes Netz 
sozialer Dienste angewiesen sind, das sich 
erst im Aufbau befindet.

Für diese benannten Gruppen könnte die 
Situation besonders unter dem Aspekt der 
Angleichung an das westdeutsche Preisniveau

- vor allem durch steigende Mieten - in Relati­
on zu einem geringeren Ansteigen oder zu 
Verlusten bei den Haushaltseinkommen kri­
tisch werden. Schließlich ist darauf hinzuwei­
sen, daß größere Armutspotentiale durch das 
Auslaufen bestimmter Sonderregelungen, die 
zurZeitkrasse Benachteiligungen verhindern, 
aufkommen können.

Zusammenfassung

Armut ist in der DDR und  im bisherigen Trans­
form ationsprozeß nur in geringem  Maße auf­
getreten. Armutsrisiken sind für einige G rup­
pen  dennoch durchaus real und  verstärken 
sich durch die ungünstige Lage auf dem  Ar­
beitsmarkt. Das Muster für die Betroffenheit 
von Armut gleicht sich zwar dem  in West­
deutschland an, weist aber dennoch einige 
B esonderheiten auf. Arm utsgefährdete G rup­
pen  sind vor allem die Haushalte von  Arbeits­
losen, Alleinerziehenden und  H aushalten mit 
5 und  m ehr Personen. Für Haushalte von  älte­
ren Personen und Frauen, die in W estdeutsch­
land verstärkt von Armut betroffen sind, trifft 
diese Situation zur Zeit in Ostdeutschland in 
geringerem  Maße zu. Allerdings dürfen die 
Armutsprozesse in Ostdeutschland nicht sta­
tisch betrachtet werden. Die w achsende Zahl 
von Sozialhilfeempfängern weist eindeutig 
auf bestimm te Tendenzen und  Problem e hin.
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Abbildung 1
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A b b ild u n g  2 : Einkommensarmut in Haushalten mit
Erwerbseinkommen (Pro-Kopi -Einkommen)
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Tabelle 1: Strukturdaten der Haushalte in Ost- und Westdeutschland 1991

Neue Länder u. Früheres
Berlin-Ost Bundesgebiet

in Prozent

HaushaltsgröOe
1 Person 27,6 35,1
2 Personen 31,9 30,5
3 Personen 20,0 16,4
4 Personen 16,5 12,7
5 und mehr 4,0 5,3

Personen

Familienstand der Bezugsperson
Ledig 12,9 19,7
Verheiratet zusammenlebend 59,5 54,3
Verheiratet getrenntlebend 0,8 2,7
Verwitwet 16,1 15,9
Geschieden 10,7 7,3

Familienzusammensetzung
Ehepaare ohne Kinder 26,8 27,9
Ehepaare mit Kindern 36,3 36,6
Alleinstehende Männer o. Kinder■ 7,3 7,6
Alleinerziehende Männer 1,4 W
Alleinstehende Frauen o. Kinder 18,9 20,2
Alleinerziehende Frauen 9,3 6,4

Haushalte mit Kindern unter lSJahre
unter 3 Jahre 22,1 26,6

3 bis unter 6 Jahre 20,3 17,5
6 bis unter 15 Jahre 46,7 42,0

Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 1991
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Tabelle 2: Betroffenheit von Armut (50%-Grenze) in Ostdeutschland nach 
Haushaltstypen

Armut Armut Verbleib, Abgänge aus und
1990 1991 Zugänge in Armut 1990-1991

1990 und 1991 1991
1991 Abgang Zugang in
"arm" aus "Armut" "Armut"

in % der jeweiligen Gruppe

Haushaltstvnen
Einpersonenhaushalt 4 3 1 2 4

Partner-Haushalt 2 4 1 1 3

Familienhaushalt 3 5 1 3 4

Alleinerziehende 16 19 10 8 8

Haushaltseröße 
1 Person 4 2 1 2 4

2 Personen 3 4 2 1 2

3 Personen 2 4 1 2 3

4 Personen 3 5 0 3 5

5 und mehr Personen 12 12 5 7 8

Quelle: R.Habich/P.Krause, Datenreport 1992, S.493 (Datenbasis SOEP-Ost 
1991,1992)
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Umfang u. Struktur der Pro-Kopf-Ausgaben 
ausgew. armutsgefährdeter Haushaltslagen
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Abbildung 4: Sorgen armutsgefährdeter Gruppen
(’große Sorgen’ haben)
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